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Mit Kippa auf
die Straße gehen

THOMAS STROBL

N ichts spricht gegen breit an-
gelegte Studien zu Diskriminie-
rung und Rassismus in unserer

Gesellschaft. Es sind zwei Übel, die in
unserem freiheitlichen und demokrati-
schen Gemeinwesen nichts zu suchen
haben. Aber es gibt sie, und wir alle
haben entschlossen gegen sie zu kämp-
fen – am besten auf der Basis klarer
Erkenntnisse, wie sie Studien hervor-
bringen könnten. Allerdings wehre ich
mich dagegen, dabei allein auf die Poli-
zei zu fokussieren. Denn diese Ver-
engung stellt die Polizistinnen und
Polizisten unter einen ungeheuren
Generalverdacht, den die Frauen und
Männer nicht verdient haben, die tag-
täglich ihren Kopf hinhalten für unser
aller Sicherheit. Sie schützen Recht
und Gesetz, unsere Demokratie, unsere
Freiheit. Deswegen haben sie nicht
Hass, Verachtung und Gewalt verdient,
sondern Vertrauen, Dank und Respekt.

Für die baden-württembergische
Polizei habe ich die verallgemeinern-
den Vorwürfe nicht im Raum stehen
lassen, die unter anderem von der
Bundesvorsitzenden der SPD erhoben
wurden. Ich habe eine Untersuchung
der vergangenen fünf Jahre angeord-
net, deren Ergebnisse seit Wochen
vorliegen: Das Ergebnis ist glasklar, die
Polizei Baden-Württemberg hat kein
strukturelles Diskriminierungs- oder
Rassismusproblem. Wer anderes be-
hauptet, tut dies aus ideologischen
Gründen und ohne jede sachliche
Grundlage.

Eines ist mir bei der von Bundes-
innenminister Horst Seehofer nun
geplanten Studie freilich besonders
wichtig. Etwas, für das wir uns schä-
men sollten. Es ist schlicht eine Schan-
de, dass sich heute, im Jahr 2020, jü-
dische Menschen in Deutschland darü-
ber Gedanken machen müssen, ob sie
sich in der Öffentlichkeit als Jüdin
oder Jude zu erkennen geben oder
nicht. Es ist eine Schande, dass Sy-
nagogen unter Polizeischutz stehen
müssen. Wer sich damit abfindet, ka-
pituliert vor den Feinden unserer frei-
heitlichen Gesellschaft. Wir dürfen den
offenen und den latenten Antisemitis-
mus in unserer Gesellschaft weder
ignorieren noch akzeptieren.

Die Glaubensfreiheit ist ein Essenti-
al unserer Verfassung, des Grund-
gesetzes. Und wir haben für das jü-
dische Leben und beim Kampf gegen
den Antisemitismus eine besondere
historische Verantwortung. Die Schoah
ist ein unfassbares, schreckliches
Menschheitsverbrechen. Ich bin zu-
tiefst dankbar, wir alle dürfen zutiefst
dankbar sein, dass heute wieder jü-
disches Leben und jüdische Kultur
unser Land bereichern. Deshalb war,
ist und bleibt es mein Herzensanliegen,
dass wir einen entschlossenen Kampf
gegen Antisemitismus führen. Es ist
unsere gesamtgesellschaftliche Verant-
wortung, jederzeit dafür einzustehen,
dass Jüdinnen und Juden in Deutsch-
land sicher leben können.

Es ist nur richtig, wenn es nun aus
dem Bundesinnenministerium heraus
eine breit angelegte Studie über Dis-
kriminierung und Rassismus in unserer
Gesellschaft geben wird. Sie wäre aber
in einem ganz wesentlichen Punkt
unvollständig, wenn sie sich nicht in
einem Schwerpunkt mit Antisemitis-
mus beschäftigen würde – mit Antise-
mitismus und mit dem Extremismus,
von dem er ausgeht, ob rechts, links
oder islamistisch. Der Antisemitismus
in Deutschland beschämt mich. Dass es
diesen Wahnsinn auf unseren Straßen
gibt, das werden wir niemals akzeptie-
ren. Ich schäme mich dafür, dass man
in Deutschland nicht mit der Kippa
ungefährdet auf die Straße gehen kann.

T Thomas Strobl ist stellvertretender
Ministerpräsident und Innenminister in
Baden-Württemberg, zudem Vizechef
der CDU Deutschlands.
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E s gibt einen sicheren Weg, eine
gut funktionierende Familie zu
ruinieren. Dazu muss man nur
das „Utopia-Prinzip“ anwenden:
Ich nehme meinen real existie-
renden Lebenspartner, der zwar
liebevoll ist, aber nicht immer,

zwar eine Hilfe, aber nicht immer, der also Feh-
ler und Schwächen hat, und vergleiche ihn mit
einem idealen Traumpartner. Schon nimmt die
Enttäuschung über den realen Partner täglich
zu. Das Gleiche mache ich mit meinen Kindern,
Geschwistern, Eltern, Freunden. Verglichen mit
Menschen aus der Traumfabrik mutieren alle
realen Menschen zu Sonderlingen, Spießern,
Halbgestörten, Totalgestörten. Verglichen mit
der Utopie einer Familie ohne Abgründe sind
wir alle irgendwie gestört. Der Wunsch nach
einer besseren Familie ist nichts anderes als der
Wunsch nach einer besseren Menschheit.

Wenden wir dieses Prinzip auf die gesamte
Gesellschaft an, führt dies zu wachsender Em-
pörung über die westliche Kultur. Wir entde-
cken immer neue Schattenseiten und Ungerech-
tigkeiten. Imperialismus, Raubtierkapitalismus,
Frauenfeindlichkeit, Homophobie, Islamophobie
– die Liste lässt sich beliebig erweitern. Jedes
real existierende Gesellschaftssystem ist man-
gelhaft und muss gegen Utopia verlieren. „Uto-
pia-Prinzip“ bedeutet nicht nur, dass man die
Realität in Europa oder den USA grundsätzlich
mit der Wunschrealität vergleicht, sondern
auch, dass man die Realität anderswo auf der
Welt ausblendet.

Menschenrechte, Wohlstandsniveau, Radika-
lismus, Klimasünden, Feminismus in islamisch
dominierten Ländern? Imperiales Gehabe und
Klimasünden in China, Russland? Nein, das ist
nicht das Thema. Das darf nicht das Thema sein,
denn verglichen mit dem Rest der Welt würde
der Westen relativ gut abschneiden. Es würde
sich zeigen: Jüdisch-christliche Werte, Liberalis-
mus und Kapitalismus sind gar keine schlechten
Grundlagen, um eine Gesellschaft zu gestalten.

Doch ein solcher Realvergleich der Kulturen
ist nicht erwünscht. Lieber wird der real existie-
rende Kapitalismus mit einem idealen, theo-
retischen Sozialismus verglichen, statt mit dem
real existierenden Sozialismus à la Nordkorea
oder Venezuela. In Europa und den USA leben
einige politische Bewegungen davon, den Wes-
ten grundlegend infrage zu stellen. Bewegungen,
die den medialen und kulturellen Mainstream
prägen und Anklageschriften gegen alle mögli-
chen Missstände vortragen. Missstände, die
natürlich real sein können, aber gern ins Ver-
dammenswerte überhöht werden, durch ideo-
logisch getriebene Narrative von Aktivisten,
Politikern, Professoren oder Kulturschaffenden.

Dies gelingt umso mehr, je konsequenter das
„Utopia-Prinzip“ angewendet wird.

Zum Beispiel beim Thema Kapitalismus: Man
prangert die Missstände einer liberalen Wirt-
schaftsordnung an, etwa das Fehlverhalten aus-
beutender Arbeitgeber oder global agierender
Konzerne. Dabei berücksichtigt man nicht die
Vorteile freier Märkte oder des Schutzes von
Privateigentum, die Wirkung freien Wettbe-
werbs auf kreative Forschung, Erfindungen oder
Massenwohlstand. Man vergleicht dies nicht mit
der Realität in sozialistischen, kommunistischen
oder islamischen Ländern. Man fragt nicht, wie
es um technischen oder medizinischen Fort-
schritt, um Massenwohlstand oder individuelle
Freiheit in nicht-kapitalistischen Ländern be-
stellt ist. Man versucht nicht zu sehen, welches
System für das Leben der Mehrheit besser ist.
Sondern man vergleicht die Realität der west-
lichen Gesellschaft mit einer utopischen, von
Unrecht und Armut vollends gereinigten Gesell-
schaft.

Das Gleiche beim Thema Rassismus oder
Frauenrechte: Man kämpft gegen Rassisten oder
Sexisten und blendet aus, dass es im Westen,
weltweit gesehen, mit Abstand am wenigsten
Rassismus und Sexismus gibt. Nur wenn man an
der Utopie einer rassismusfreien, sexismus-
freien Wundergesellschaft festhält, kommt man
auf die Idee, besonders den Westen anklagen zu
müssen. Ähnlich bei der Diskussion ums Klima:
Man vergleicht die westlichen Umweltstandards
nicht mit den Standards in China, Indien oder
Russland. Sondern man fragt: Wie lange dauert
es, bis Europa und die USA emissionsfrei sind?
Dabei dominiert eine sogenannte „Non-Human-
Perspective“. Das bedeutet: Man beurteilt die
Auswirkungen der Menschheit auf die Umwelt
nach dem utopischen Ideal einer Umwelt ohne
Menschen und ihre Maschinen.

Man fragt nicht: Wie viele Jobs, wie viel Ge-
sundheit und Schutz gegen Kälte und Sturm
bringen geheizte Häuser in Entwicklungslän-
dern? Wie viele Millionen von Leben werden
gerettet, wie viel Grundversorgung und Sicher-
heit geleistet durch die Energiewirtschaft seit
Beginn der industriellen Revolution? Wie groß
ist der medizinische Fortschritt seit Beginn der
Chemieindustrie? Das interessiert nicht, son-
dern man fragt: Wie wäre es, wenn alle diese
Techniken und Umweltbelastungen nicht wä-
ren? Ginge es dem Wald, dem Meer und allen
Tieren nicht besser? Und letztlich: Können wir
nicht so leben, als wären wir gar nicht da, damit
der Planet seine Ruhe hat? Auch hier also die
Utopie eines unberührten Paradieses für Tier
und Umwelt, ohne die Zumutungen realmensch-
licher Zivilisation.

Das „Utopia-Prinzip“ kennt viele politische
Felder. Meist wird es von Parteien und Aktivis-
ten angewendet, die jüngere Menschen in urba-
nen Gebieten überzeugen. Viele von ihnen glau-
ben, dass der Westen verantwortlich ist für
globale Ungerechtigkeiten und Umweltkrisen,
und dass politische Programme aus dem links-
grünen Spektrum Abhilfe schaffen. Das ist er-
staunlich, wenn man einen genaueren Blick auf
diese Programme wirft. Die Ideologie dahinter
könnte als „Identity Socialism“ bezeichnet wer-
den. Hierbei handelt es sich einerseits um Ver-
satzstücke des bekannten Sozialismus: die Idee
eines Staates als Vormundschaftsbehörde für
das richtige, gute Leben seiner Bürger. Anderer-
seits geht es um „Identitätspolitik“.

Die einzelnen Menschen werden nicht mehr
als Individuen adressiert, sondern als Teil einer
(diskriminierten) Gruppe. Die Gesellschaft wird
eingeteilt in unterdrückte und unterdrückende
Gruppen, deren Interessen sich angeblich in
einem Machtkampf gegenüberstehen. Reiche
gegen Arme, Frauen gegen Männer, Weiße gegen

Nicht-Weiße, Heterosexuelle gegen Nicht-Hete-
rosexuelle. Der Staat wacht über diesen Kampf
als Richterin und strafende Gouvernante. „Iden-
tity Socialism“ – das bedeutet in letzter Kon-
sequenz das Ende des Rechtsstaates, denn die-
ser lebt von universalen Prinzipien und muss
alle Bürger gleich behandeln. Er darf nicht zu-
lassen, dass es zur Beurteilung einer Person
wesentlich ist, ob diese weiß, männlich und
hetero ist, oder ob sie schwarz, weiblich und
lesbisch ist. Wie sollte eine Gesellschaft, die
solche Unterschiede zu einem neuen Macht-
kampf hochstilisiert, das Zusammenleben besser
und friedlicher machen?

Dessen ungeachtet findet das „Utopia-Prin-
zip“ im medialen Mainstream Anklang und sorgt
bei vielen für eine negative, ablehnende Stim-
mung gegenüber dem Westen. Es stellt sich
daher die Frage, was liberale und bürgerliche
Kräfte in dieser Situation tun können. Wie rea-
gieren, wenn öffentlich die Rede ist vom „sys-
temimmanenten“ Rassismus, Sexismus oder
Imperialismus des Westens? Keine einfache
Frage. Auffällig ist jedenfalls, dass es in großen
öffentlichen Foren bisher kaum nennenswerten
Widerstand gibt.

Im Gegenteil wirken die bürgerlich-liberalen
Akteure oft handzahm, ängstlich. Was würde
ihnen helfen? Wie könnten sie öffentlich mehr
Überzeugungskraft gewinnen? Vielleicht würde
es helfen, zuerst einmal das „Utopia-Prinzip“
klar zu benennen und, wo immer es angewen-
det wird, als Mittel guter, verantwortungs-
voller Politik zurückzuweisen. Die bürgerlich-
liberale Seite könnte den Menschen zeigen:
Wirklichkeitsferne, ideologische Ansätze hel-
fen nicht, sondern spalten und sorgen für ein
vergiftetes Klima. Politik darf nicht im Dienst
von Utopien stehen und versuchen, eine
Wunschmenschheit zu konstruieren, sondern
sie muss den real existierenden Menschen von
heute dienen.

Politik ist ein kompromissorientiertes Hand-
werk zum Ausgleich von Interessen. Ohne Mo-
ralismus und anklägerischen Rigorismus. Wir
brauchen eine Politik der engagierten Nüchtern-
heit und Gelassenheit. Frei nach der Devise von
Winston Churchill: „Die Demokratie ist die
schlechteste Staatsform, abgesehen von allen
anderen.“ Das ist ein brauchbarer Ansatz, um
die Errungenschaften des Westens zu verteidi-
gen: „Liberalismus und Kapitalismus sind die
schlechtesten Systeme, um eine Gesellschaft zu
gestalten, abgesehen von allen anderen.“

T Giuseppe Gracia (53) ist Schriftsteller, Publi-
zist und Medienbeauftragter des Bistums Chur.
Sein aktueller Roman „Der letzte Feind“ ist er-
schienen im Fontis Verlag, Basel

ESSAY

Das Utopia-Prinzip

GIUSEPPE GRACIA

In Europa und
den USA leben
einige politische
Bewegungen davon,
die westlichen
Gesellschaften infrage
zu stellen – sie seien
ungerecht und
zerstörerisch. Wie
bitte? Diese Kritiker
sollten sich mal
den Rest der Welt
anschauen

Der Kapitalismus ist schuld: Junge Umweltschützer in München solidarisieren sich mit den Demonstranten im Dannenröder Forst
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